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9453 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

Bundesverfassungsgesetz über die Unterbringung und Aufteilung von hilfs- und 
schutzbedürftigen Fremden 

 

Änderungen in der Plenarsitzung des Nationalrates 
 
Der Nationalrat hat anlässlich der Beschlussfassung im Gegenstand folgende Änderungen 

beschlossen: 

1. In Art. 1 Abs. 1 wird im Klammerausdruck nach dem Wort „Asylberechtigten“ die Wortfolge „im Sinne 
des Art. 2 Abs. 1 Z 6 Grundversorgungsvereinbarung – Art. 15a B-VG, BGBl. I Nr. 80/2004, in der zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesverfassungsgesetzes geltenden Fassung“ eingefügt. 

2. Art. 2 Abs. 1 lautet: 
„(1) Jede Gemeinde hat im Bedarfsfall die erforderliche Anzahl von Plätzen für die Unterbringung 

von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden bereitzuhalten. Die Zahl soll 1,5% der Wohnbevölkerung 
betragen (Gemeinderichtwert). Hilfs- und schutzbedürftige Fremde, die in Einrichtungen des Bundes oder 
der Länder untergebracht sind oder versorgt werden, sind in diese Zahl einzurechnen.“ 

3. In Art. 2 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „den Ländern“ die Wortfolge „sowie dem Österreichischen 
Gemeindebund und dem Österreichischen Städtebund“ eingefügt. 

4. Dem Art. 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Vor Erlassung des Bescheides und mindestens eine Woche vor Beginn der Unterbringung hat der 
Bundesminister für Inneres dem Bürgermeister der betroffenen Gemeinde und der 
Bezirksverwaltungsbehörde dieses Vorhaben mitzuteilen.“ 

5. Dem Art. 3 wird folgender Abs. 9 angefügt: 
„(9) Rechtsgeschäfte über die Zurverfügungstellung von Grundstücken und Bauwerken bedürfen 

keiner Bewilligung, Genehmigung oder Anzeige nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften, 
soweit sie Zwecken gemäß Abs. 1 dienen und dies vom Bundesminister für Inneres schriftlich bestätigt 
wird. Die vor einer vorübergehenden Nutzung zur Unterbringung bestehende Verwendungsart der 
Grundstücke bleibt dadurch unberührt.“ 
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